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         Zehn Jahre Elterngeld

         Zehn Jahre Elterngeld: Eine wichtige familienpolitische Maßnahme

         Von Mathias Huebener, Kai-Uwe Müller, C. Katharina Spieß und Katharina Wrohlich

         Am 1. Januar 2017 feiert das Elterngeld sein zehnjähriges Bestehen. Gleichwohl die
            Einführung von einigen Diskussionen begleitet war, ist es inzwischen eine familienpolitische
            Leistung mit hoher Akzeptanz. Ihre Wirkung auf die Erwerbstätigkeit der Eltern, die
            partnerschaftliche Arbeitsteilung, die Fertilität und andere Indikatoren, welche das
            Wohlbefinden von Familien widerspiegeln, wurden aus unterschiedlichen Perspektiven
            untersucht. Eine zusammenfassende Auswertung primär ökonomischer Studien zeigt, dass
            das Elterngeld als Lohnersatzleistung die wirtschaftliche Stabilität junger Familien
            im ersten Jahr nach der Geburt eines Kindes im Durchschnitt erhöht. Die Erwerbstätigkeit
            von Müttern im ersten Lebensjahr nach Geburt hat durch das Elterngeld ab-, und im
            zweiten Lebensjahr zugenommen. Während der Anteil von Vätern in Elternzeit stark gestiegen
            ist, sind die Effekte auf die partnerschaftliche Arbeitsteilung nicht eindeutig. Effekte
            auf die Fertilität sind teilweise nachzuweisen. Der Einfluss auf die kindliche Entwicklung
            wurde bisher kaum untersucht. Insgesamt handelt es sich bei dem Elterngeld um eine
            in vielen Bereichen erfolgreiche familienpolitische Maßnahme, deren zielorientierte
            Wirkung allerdings durch weitere familienpolitische Reformen verstärkt werden könnte.
            
         

         Am 1. Januar 2007 trat das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz für alle Geburten
            ab diesem Stichtag in Kraft. Es ersetzte das Erziehungsgeld und brachte eine Reihe
            von Neuerungen: Das Elterngeld ist als Lohnersatzleistung ausgestaltet, wodurch eine
            Bedürftigkeitsprüfung entfällt und die Bezüge vielfach deutlich höher als zuvor ausfallen.
            Die Bezugsdauer des Erziehungsgeldes von bis zu 24 Monaten wurde mit dem Elterngeld
            auf meist zwölf bis 14 Monate reduziert. Zudem gibt es die Möglichkeit, Partnermonate
            in Anspruch zu nehmen (Kasten). 
         

         Die Ziele des Elterngeldes beinhalteten zum einen die Gewährung eines „Schonraums“
            im ersten Lebensjahr des Kindes. Damit sollten Familien „ohne finanzielle Nöte in
            ihr Familienleben hineinfinden und sich vorrangig der Betreuung ihrer Kinder widmen
            können“.1 Zweitens sollte das Elterngeld durch die Ausgestaltung als Lohnersatzleistung beiden
            Elternteilen eigene wirtschaftliche Selbständigkeit ermöglichen. Damit sollte die
            Erwerbsbeteiligung von Müttern gefördert werden. Drittens hatte das Elterngeld auch
            eine gleichstellungspolitische Zielsetzung: Die Ausgestaltung als Lohnersatzleistung
            und die Einführung der Partnermonate sollten die Anreize für Väter erhöhen, sich aktiver
            an der Betreuung der Kinder zu beteiligen. Die Erhöhung der Geburtenrate ist als Zielstellung
            in der Begründung des Gesetzes nur indirekt erwähnt. In der späteren Bewertung des
            zuständigen Bundesfamilienministeriums wurde dies jedoch in den Zielkatalog des Elterngeldes
            aufgenommen.2 Durch die Ablösung des bedürftigkeitsgeprüften Erziehungsgeldes durch eine Lohnersatzleistung,
            rückten kurzfristige Verteilungsziele in den Hintergrund.3 
         

         Die Ablösung des Erziehungsgeldes durch das Elterngeld war eingebettet in einen Paradigmenwechsel
            in der Familienpolitik, der Mitte der 2000er Jahre angestoßen wurde. Der Wechsel von
            einer konservativen zu einer „nachhaltigen“ Familienpolitik stand unter dem Motto
            „Mix aus Zeitpolitik, Geldtransfers und Infrastruktur“.4 In diesem Rahmen war die Einführung des Elterngeldes eine zentrale und weitreichende
            Maßnahme, die sich in ihrer Ausgestaltung an ähnlichen Regelungen in den nordeuropäischen
            Ländern orientierte, wie zum Beispiel Norwegen und Schweden.5 Im Vorfeld wurde die Einführung des Elterngelds in der Öffentlichkeit, der Politik
            und, in geringerem Umfang, auch im Forschungskontext kontrovers diskutiert. Dabei
            wurde insbesondere über die kurzfristigen Verteilungswirkungen oder auch die Einführung
            von Partnermonaten debattiert. Die Einführung des Elterngeldes hatte auch bedeutende
            fiskalische Auswirkungen: Im ersten Jahr des Elterngeldes wurden dafür insgesamt 4,2 Milliarden
            Euro ausgegeben – das ist über eine Milliarde mehr als im Jahr 2006 für das Erziehungsgeld.6 
         

         Die Reform hatte des Weiteren Auswirkungen auf das Einkommen der Familienhaushalte,
            die Dauer der Elternzeit, die Erwerbstätigkeit von Eltern, die Fertilität sowie weitere
            Verhaltensweisen von Eltern. Viele dieser Auswirkungen wurden in den letzten zehn
            Jahren auf der Basis von Mikrodaten empirisch untersucht. Im Folgenden wird ein Überblick
            zu den wichtigsten Ergebnissen dieser Forschung gegeben, mit einem Schwerpunkt auf
            ökonomischen Analysen. Wir haben die uns bekannten Studien ausgewählt, die kausale
            Wirkungen identifizieren und damit über eine reine Darstellung von statistischen Zusammenhängen
            oder Entwicklungen über die Zeit hinausgehen.7 Beispielsweise wird in diesen Studien dafür kontrolliert, dass es weitere Entwicklungen
            gab, die Indikatoren wie Einkommen und Erwerbsbeteiligung beeinflussen können. Dies
            sind zum Beispiel der Ausbau der Kindertagesbetreuung und die verbesserte Situation
            am Arbeitsmarkt.
         

         Höheres Nettoeinkommen im ersten Jahr nach der Geburt, geringeres Transfereinkommen
            im zweiten Jahr
         

         Eine unmittelbare Auswirkung der Einführung des Elterngeldes war die Veränderung des
            Haushalts-Nettoeinkommens von Familien mit Kindern im ersten Lebensjahr. 
         

         Hierbei konnte eine deutliche Erhöhung im Durchschnitt um rund 480 Euro pro Monat
            festgestellt werden.8 Diese Einkommensgewinne unterscheiden sich nach sozioökonomischen Charakteristika:
            Verfügt die Mutter über einen Hochschulabschluss, hat sich das Nettoeinkommen im Durchschnitt
            um gut 600 Euro pro Monat erhöht. Bei allen anderen Familien stieg das Einkommen im
            Mittel nur um 430 Euro pro Monat. 
         

         Besonders große Unterschiede ergeben sich je nach Erwerbstätigkeit der Mütter vor
            der Geburt. Waren sie erwerbstätig, belaufen sich die durchschnittlichen Einkommensgewinne
            auf rund 530 Euro monatlich. Bei Müttern, die vor Geburt nicht erwerbstätig gewesen
            waren, stieg das Einkommen im Durchschnitt nur um rund 230 Euro pro Monat. Ebenso
            gibt es Unterschiede in Abhängigkeit von der Kinderzahl. Am meisten konnten Familien
            mit einem Kind profitieren (rund 600 Euro), gefolgt von Familien mit zwei Kindern
            (rund 380 Euro), und Familien mit drei oder mehr Kindern (rund 230 Euro).9 Die Umstellung auf eine Lohnersatzleistung hat also bewirkt, dass Familien mit mehr
            Kindern im Vergleich zu Familien mit nur einem Kind einen geringeren Elterngeld-Betrag
            erhalten, da im Mittel ihr Erwerbseinkommen vor Geburt geringer ist.
         

         Während es im ersten Lebensjahr des Kindes fast keine Verlierer der Reform gab,10 mussten im zweiten Lebensjahr des Kindes manche Familien Einbußen beim Transfereinkommen
            hinnehmen. Dies betraf vor allem Familien mit geringem Haushaltseinkommen. Es zeigt
            sich, dass sich zwar für viele Familien auch im zweiten Jahr nach der Geburt des Kindes
            das Haushaltseinkommen erhöht hat.11 Das ist primär auf die höhere Erwerbsbeteiligung von Müttern zurückzuführen (siehe
            nächster Abschnitt). Jedoch sind Familien, die nach den alten Regelungen vor 2007
            im zweiten Jahr nach der Geburt des Kindes Anspruch auf Erziehungsgeld gehabt hätten,
            aus reiner Transferbezugsperspektive Verlierer der Reform, sofern ein potentiell höheres
            Elterngeld im ersten Lebensjahr die Einbußen im zweiten Jahr nicht kompensiert.12

         Insgesamt gestiegene Erwerbsbeteiligung von Müttern 

         Erwerbsunterbrechungen von Müttern in Deutschland waren im internationalen Vergleich
            überdurchschnittlich lang.13 Die Verkürzung der maximalen Bezugsdauer von 24 Monaten beim Erziehungsgeld auf zwölf
            Monate beim Elterngeld14 und die damit einhergehenden Einbußen beim Transfereinkommen für manche Familien
            entsprachen der politischen Zielsetzung, diese Unterbrechungen zu verkürzen.
         

         Im zweiten Lebensjahr des Kindes höhere Erwerbsbeteiligung von Müttern

         So wurden die Erwerbswünsche von Müttern mit Kindern im ersten Lebensjahr auf Basis
            des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) analysiert, einem für Deutschland repräsentativen
            Haushalts- und Personen-Paneldatensatz.15 Den Ergebnissen zufolge hat sich der Anteil der Mütter deutlich erhöht, die angeben,
            innerhalb des nächsten Jahres wieder erwerbstätig sein zu wollen. Zu einem ähnlichen
            Ergebnis kommt eine Studie auf Basis eines Datensatzes von AOK-Versicherten.16 Sie kommt zu dem Schluss, dass aufgrund der Einführung des Elterngeldes die Erwerbsquote
            von Müttern im ersten Jahr nach der Geburt um sechs Prozent gesunken ist. Allerdings
            sind die Erwerbswünsche für das zweite Jahr nach der Geburt deutlich gestiegen. 
         

         Eine Analyse tatsächlicher Veränderungen des Erwerbsverhaltens auf Basis des Mikrozensus
            bestätigt, dass sich die Erwerbsbeteiligung von Müttern im zweiten Jahr nach der Geburt
            des Kindes deutlich erhöht hat, vor allem unter Müttern mit niedrigem Einkommen.17 Ebenso wurde mittels eines strukturellen Arbeitsangebotsmodells gezeigt, dass die
            durchschnittliche Wahrscheinlichkeit für Mütter mit einem Kind, im zweiten Jahr nach
            der Geburt eine Teilzeiterwerbstätigkeit aufzunehmen, um 2,5 Prozent angestiegen ist.
            Für Mütter mit niedrigem Haushaltseinkommen ist der Effekt erwartungsgemäß höher und
            liegt bei über 13 Prozent.18

         Auch Evidenz für langfristige Beschäftigungseffekte bei Müttern

         Neben der Erwerbsbeteiligung von Müttern in den ersten beiden Lebensjahren, in denen
            sich die finanziellen Anreize stark verändert haben, untersuchen verschiedene Studien
            die Effekte auf die Müttererwerbstätigkeit in den Jahren danach. So konnten positive
            Beschäftigungseffekte auch drei bis fünf Jahre nach der Geburt des Kindes ermittelt
            werden, wobei die zusätzliche Beschäftigung fast ausschließlich in Teilzeit zu verzeichnen
            ist.19 Hierbei ist die Beschäftigung von Müttern selbst in der Gruppe derer, die keinen
            Anspruch auf Erziehungsgeld nach den Regelungen vor 2007 gehabt hätten, ab dem zweiten
            Lebensjahr des Kindes gestiegen.20 
         

         Die längerfristigen positiven Effekte können nicht auf finanzielle Anreize zurückgeführt
            werden. Für die relevante Gruppe wurden diese ab dem Zeitpunkt zwei Jahre nach Geburt
            eines Kindes durch die Elterngeldreform nicht tangiert. Die längerfristigen positiven
            Wirkungen werden daher vielmehr geänderten sozialen Normen zugeschrieben, die durch
            das Elterngeld (mit) beeinflusst wurden.21 In diesem Sinne könnte die Einführung des Elterngeldes eine neue gesellschaftliche
            Norm für den erwünschten Zeitpunkt des Wiedereintritts ins Erwerbsleben nach zwölf
            Monaten etabliert haben. Als empirische Evidenz für diesen Normenwandel liegt vor,
            dass die Entscheidung über die Dauer der Erwerbsunterbrechung von Müttern stark beeinflusst
            wird von den Entscheidungen, die ihre Kolleginnen im gleichen Betrieb diesbezüglich
            getroffen haben. Durch diese sozialen Interaktionseffekte können sich daher kurzfristige
            Verhaltenseffekte aufgrund veränderter finanzieller Anreize mittel- und langfristig
            verstärken.22 Nach dieser Interpretation gehen die Beschäftigungseffekte des Elterngeldes weit
            über unmittelbare finanzielle Anreizwirkungen hinaus.
         

         Höherer Anteil von Vätern nimmt Elternzeit 

         Die Beteiligung von Vätern an der Elternzeit ist seit der Einführung des Elterngeldes
            erheblich gestiegen. Während vor 2007 weniger als drei Prozent aller Väter Elternzeit
            genommen hatten, waren es bereits im ersten Jahr nach Einführung des Elterngeldes
            15 Prozent. Seither ist der Anteil der Väter, die in Elternzeit gehen, kontinuierlich
            weiter gestiegen und liegt mittlerweile bundesweit bei über 34 Prozent. Allerdings
            nehmen die meisten Väter nur zwei Monate Elternzeit (Abbildung).23

         
            Abbildung

            Anteil der Väter mit Erziehungs- beziehungsweise Elterngeldbezug und durchschnittliche
               Dauer des Elterngeldbezugs von Vätern und Müttern
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            Hinweis: Der Wert aus dem Jahr 2006 bezieht sich auf Väter, die Erziehungsgeld in
               Anspruch nahmen. Ab dem Jahr 2007 bezieht sich der Wert auf Väter, die Elterngeld
               in Anspruch nahmen. Für die durchschnittliche Dauer der Elternzeit in den Jahren 2006
               bis 2008 sind den angegeben Quellen keine Angaben zu entnehmen.
            

            Quelle: Statistisches Bundesamt (2016): Statistik zum Elterngeld. Elterngeldempfänger
               nach Geburtszeiträumen: Deutschland, Jahre, Geschlecht, Bezugsdauer des Elterngeldes.
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            Während der Anteil von Vätern in Elternzeit seit der Einführung des Elterngelds stetig
               zunahm, bleibt die Dauer konstant relativ niedrig.
            

         

         Zahlreiche Studien haben die Determinanten der Inanspruchnahme von Elternzeit durch
            Väter empirisch untersucht. So wurde zum Beispiel gezeigt, dass Väter eher in Elternzeit
            gehen, wenn ihre Partnerin eine starke Erwerbsneigung und ein hohes Einkommen hat.
            Seit Einführung des Elterngeldes hat sich insbesondere die Inanspruchnahme von Elternzeit
            durch Väter mit hohen Bildungsabschlüssen erhöht. Des Weiteren sind auch Merkmale
            des Arbeitsplatzes der Väter von Bedeutung: Die Wahrscheinlichkeit, in Elternzeit
            zu gehen, ist für Väter höher, die in größeren Unternehmen arbeiten und einen unbefristeten
            Arbeitsplatz haben.24 Zudem haben Mütter, deren Partner in Elternzeit ist, eine mehr als doppelt so hohe
            Erwerbsquote wie Mütter, deren Partner die Elternzeit nicht in Anspruch nimmt.25 
         

         Keine eindeutigen Effekte auf die Aufteilung der Familien- und Hausarbeit

         Von Relevanz ist zudem, inwiefern das Elterngeld die anvisierten gleichstellungsbezogenen
            Ziele erreicht und die Aufteilung von Hausarbeit und Kinderbetreuung zwischen den
            Partnern verändert hat.26 Untersuchungen auf Basis des SOEP haben gezeigt, dass eine längere Elternzeit von
            Müttern auch nach Rückkehr beider Partner in den Arbeitsmarkt mit einer traditionelleren
            Arbeitsteilung in Bezug auf Haushaltsarbeit und Kinderbetreuung einhergeht.27 Darüber hinaus zeigte sich, dass Väter, die Elternzeit in Anspruch nehmen, die Familienarbeit
            im vierten Jahr nach der Geburt gleichmäßiger aufteilen als Väter ohne Erwerbsunterbrechung.
            Väter, die gleichzeitig mit der Partnerin Elternzeit genommen haben, beteiligen sich
            nach der Geburt des ersten Kindes mittelfristig seltener an der Kinderbetreuung als
            Väter, die in Elternzeit waren, während ihre Partnerin erwerbstätig war. Beim zweiten
            Kind kann dieser Zusammenhang nicht identifiziert werden.28 
         

         Darüber hinaus kann das Elterngeld auch das Zusammenleben und die Heiratsneigung von
            Paaren beeinflussen. Dies kann unterschiedliche Ursachen haben: So führt das Elterngeld
            zu veränderten Anreizen, das Ehegattensplitting zu nutzen oder die Ehe als „Versicherungsgemeinschaft“
            anzusehen. Ebenso kann eine größere Beteiligung von Vätern an der Elternzeit die Bindung
            zur Familie verstärken. So zeigt eine Studie, dass durch die Elterngeldreform zwar
            die Wahrscheinlichkeit einer Heirat kurzfristig leicht abgenommen hat.29 Eine andere Studie ermittelt jedoch für Westdeutschland, eine erhöhte Wahrscheinlichkeit,
            dass erstgeborene Kinder mit nicht-verheirateten Eltern zusammen leben und Mütter
            seltener alleinerziehend sind.30

         Auswirkungen auf Fertilität nicht einheitlich

         Auch wenn die Erhöhung der Geburtenrate ursprünglich nicht als explizites Ziel in
            der Gesetzesbegründung aufgeführt war, wurde in der öffentlichen Debatte häufig gefragt,
            ob das Elterngeld die Geburtenrate beeinflusst hat. Bislang liegt jedoch nur wenig
            belastbare empirische Evidenz zu kausalen Wirkungen des Elterngeldes auf die Entwicklung
            der Fertilität in Deutschland vor. Grundsätzlich wird vermutet, dass das Elterngeld
            zu mehr Geburten führt, da die Mehrheit der Familienhaushalte durch das Elterngeld
            finanziell besser gestellt ist. Allerdings kann ebenso argumentiert werden, dass sich
            das Alter der Mütter bei der ersten Geburt erhöht. Zu einem späteren Zeitpunkt haben
            Eltern im Mittel ein höheres Erwerbseinkommen und damit auch ein höheres Elterngeld.
            Der Zusammenhang zwischen Alter bei der ersten Geburt und der Einführung des Elterngeldes
            ist unseres Wissens nach allerdings noch nicht explizit untersucht worden. Vielmehr
            findet eine Studie auf Basis eines strukturellen Verhaltensmodells einen im Vergleich
            zum Erziehungsgeld positiven Effekt des Elterngeldes auf die Anzahl der Geburten.31 
         

         Aufgrund der Ausgestaltung des Elterngeldes als zeitlich begrenzte Lohnersatzleistung
            besteht grundsätzlich ein Anreiz, zwischen mehreren Geburten und nach Beendigung der
            Elterngeldphase wieder erwerbstätig zu sein. Bestimmte Regelungen des Elterngeldes
            beinhalten allerdings auch Anreize für kurze Geburtenabstände und damit kürzere Erwerbspausen.32 Eine Studie zeigt, dass das Elterngeld, wenn auch in geringem Maße, die Wahrscheinlichkeit
            für weitere Geburten verringert.33 Eine weitere Untersuchung auf Basis des Mikrozensus weist je nach Einkommen unterschiedliche
            Effekte auf weitere Geburten aus: Insbesondere bei Frauen aus dem unteren Einkommensbereich
            sinkt die Wahrscheinlichkeit weiterer Geburten, während andere Frauen später wieder
            „aufholen“.34 
         

         Weitere Wirkungen: Stillverhalten, Zufriedenheit der Mütter und Entwicklung der Kinder

         Da es sich beim Elterngeld um eine umfassende Reform handelt, ist es naheliegend,
            neben den beschriebenen Effekten weitere Wirkungen auf das Verhalten von Eltern, insbesondere
            von Müttern, zu betrachten. Aufgrund einer geringeren Erwerbstätigkeit der Mütter
            im ersten Jahr nach Geburt eines Kindes hat sich der „Schonraum“ für Eltern, insbesondere
            für Mütter und ihre Kinder, erweitert. Mütter können grundsätzlich mehr Zeit mit ihren
            Kindern verbringen. Damit verbindet sich die Frage, wie Mütter diesen Schonraum nutzen
            und inwiefern dies ihr Wohlbefinden beeinflusst.
         

         Auf Basis des SOEP wurde eine Untersuchung zum Stillverhalten von Müttern durchgeführt.
            Die Ergebnisse legen nahe, dass das Elterngeld nicht bewirkt hat, dass mehr Mütter
            stillen. Allerdings sind Effekte auf die Stilldauer zu beobachten: Infolge der Elterngeldreform
            stillen mehr Mütter mindestens vier Monate.35 Inwiefern dies die Gesundheit der Kinder beeinflusst, müssen weitere Analysen zeigen.
         

         Wenige Studien befassen sich mit dem Wohlbefinden von Müttern. Sie fragen, ob die
            Elterngeldreform die subjektive Zufriedenheit von Müttern verändert hat. Erwartungsgemäß
            ist insbesondere bei jenen Müttern, die von der Reform profitieren, ein Anstieg in
            der Zufriedenheit zu beobachten. Dies konnte allerdings nur für Mütter in Westdeutschland
            beobachtet werden. Zudem beruhen diese Analysen auf einer kleinen Stichprobe.36 
         

         Kausale Wirkungsanalysen, die sich mit den Effekten des Elterngeldes auf die kindliche
            Entwicklung befassen, liegen bisher kaum vor.37 Die unseres Wissens nach einzige veröffentlichte Analyse basiert auf SOEP-Daten und
            untersucht die kurzfristigen Effekte auf Entwicklungsmaße bei Kindern vom ersten bis
            zum dritten Lebensjahr.38 Die Befunde dieser Studie sind allerdings nicht eindeutig. Studien, die sich auf
            spätere Entwicklungsphasen der Kinder beziehen, sind bisher nicht veröffentlicht.
            
         

         Diskussion

         Insbesondere im Vorfeld der Einführung des Elterngeldes im Jahr 2007 wurde kontrovers
            über unterschiedliche Anreize und potentielle Wirkungen diskutiert. So wurden die
            Umverteilungswirkungen des Elterngeldes kritisch hinterfragt, da das Elterngeld als
            Lohnersatzleistung, im Gegensatz zu einer Transferleistung, insbesondere mittleren
            und höheren Einkommen zu Gute kommt.39 Mittlerweile ist der Charakter als Lohnersatzleistung weitgehend akzeptiert. Hinzu
            kamen zahlreiche Kritiken an den Partnermonaten, da sich der Staat damit in die Arbeitsteilung
            von Paaren einmischen würde. Zehn Jahre nach Einführung des Elterngeldes findet auch
            dieser Aspekt eine sehr viel größere Akzeptanz. Demoskopische Umfragen belegen, dass
            das Elterngeld insgesamt einen hohen Zuspruch erfährt.40 
         

         Korrekturen von Anreizwirkungen im ElterngeldPlus

         Darüber hinaus haben weitere Veränderungen der ursprünglichen Regelungen die Benachteiligung
            von Eltern mit Teilzeit-Erwerbstätigkeit beseitigt (Kasten) beziehungsweise die Wirkung bestimmter Elemente des Elterngeldes verstärkt. So hat
            die Weiterentwicklung zum ElterngeldPlus, das zum 1. Juli 2015 in Kraft getreten ist,
            die Möglichkeiten verbessert, während des Bezugs von Elterngeld in Teilzeit zu arbeiten.
            Mit dem im ElterngeldPlus verankerten Partnerschaftsbonus, den Eltern dann erhalten,
            wenn sie gleichzeitig einer Teilzeitarbeit nachgehen, wird außerdem die gleichstellungspolitische
            Ausrichtung des Elterngeldes verstärkt. 
         

         Insgesamt bessere Arbeitsmarkteinbindung von Müttern erreicht

         Insgesamt lässt sich festhalten, dass das Elterngeld im ersten Lebensjahr im Durchschnitt
            zu einer Steigerung des Haushaltseinkommens beigetragen hat. Darüber hinaus hat es
            dazu geführt, dass insbesondere vermehrt höher qualifizierte Mütter im ersten Lebensjahr
            ihrer Kinder ihre Erwerbstätigkeit unterbrechen. Auch ist bei Müttern aus dem unteren
            Einkommensbereich ein Anstieg in der Erwerbstätigkeit im zweiten Lebensjahr des Kindes
            zu verzeichnen. Ob sich dies wiederum durch die Einführung des ElterngeldPlus verändert
            hat, ist bisher nicht untersucht worden.41 Insbesondere für Frauen im unteren Einkommensbereich ist eine kontinuierlichere Erwerbstätigkeit
            wichtig, wenn Effekte auf ihre längerfristige Lohnentwicklung und ihr Alterseinkommen
            betrachtet werden. Inwiefern das Elterngeld tatsächlich sehr langfristig Effekte auf
            Löhne und Alterseinkommen hat, müssen künftige Untersuchungen erst noch zeigen. 
         

         Bemerkenswert ist außerdem, dass sich auch bei Eltern, die nicht von der Reform profitierten,
            Veränderungen im Erwerbsverhalten eingestellt haben. Vermutlich sind diese Effekte
            auf einen Wandel in sozialen Normen zurückzuführen. Inwiefern dieser Wertewandel voranschreitet,
            bleibt abzuwarten. Dies betrifft auch die (zeitlich) stärkere Inanspruchnahme der
            Elternzeit unter Vätern. Sollten die eingeleiteten Entwicklungen durch weitere familienpolitische
            Reformen verstärkt werden, könnten diese Maßnahmen über direkte Effekte des Elterngeldes
            hinaus eventuell zu einer günstigeren Geburtenentwicklung beitragen.42 
         

         Vollkommene Gleichstellung noch nicht erreicht

         Allerdings bleibt auch festzuhalten, dass die gestiegene Väterbeteiligung nicht mit
            einer ausgewogeneren Verteilung der Erziehungs- und Hausarbeit in Familien einhergeht.
            Obwohl das Elterngeld teilweise zu Veränderungen in der häuslichen Arbeitsteilung
            geführt hat, nehmen Väter in aller Regel nur zwei Monate der bezahlten Elternzeit
            in Anspruch. Wenn es ein familienpolitisches Ziel ist, dieses Ungleichgewicht zu verändern,
            könnte an der gesetzlich verankerten Ausdehnung der Partnermonate bei einer gleichzeitig
            unveränderten Bezugsdauer des Elterngeldes von 14 Monaten angesetzt werden. 
         

         Forschungsbedarf zum Wohlergehen von Eltern und Kindern

         Inwiefern das Elterngeld mit einer Steigerung des Wohlbefindens von Eltern und Kindern
            einhergeht, wurde bisher kaum untersucht. Insbesondere hier besteht weiterer Forschungsbedarf.
            Wenig ist auch darüber bekannt, wie sich das Elterngeld auf die Entwicklung von Kindern
            ausgewirkt hat. Wenn Familien im mittleren und höheren Einkommenssegment sowie besser
            qualifizierte Eltern in besonderem Umfang vom Elterngeld profitieren, könnte es sein,
            dass unterschiedliche Effekte für Kinder zu beobachten sind. 
         

         Schlussfolgerungen

         Ohne Zweifel hat das Elterngeld die familienpolitische Landschaft in Deutschland verändert
            und unterstützt viele Familien in einer Lebensphase, die für die kindliche Entwicklung
            und die Bindung an die Eltern von besonderer Bedeutung ist. Familienpolitisch hat
            es dazu beigetragen, die wirtschaftliche Stabilität der Familie zu sichern. Es fördert
            das Ziel einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf und verfolgt gleichstellungspolitische
            Ziele. 
         

         Seine Wirksamkeit in Hinblick auf diese Ziele kann insbesondere dann gesteigert werden,
            wenn andere familien- oder auch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen diesen nicht entgegenwirken.
            Mit dem Ehegattensplitting oder der beitragsfreien Mitversicherung von nicht erwerbstätigen
            Ehepartnern in der gesetzlichen Krankenversicherung wird die Mehrheit dieser Ziele
            konterkariert.43 Reformen in diesem Bereich können somit auch zu einer besseren Erreichung von Zielen
            beitragen, die das Elterngeld verfolgt. Sie würden zu einer konsistenteren Familienpolitik
            beitragen. 
         

         
            Kasten

            Elterngeld und ElterngeldPlus

            Das Elterngeld ist eine Einkommensersatzleistung, die einen Teil des Nettoerwerbseinkommens
               ersetzt, bezogen auf den Zeitraum von zwölf Monaten vor der Geburt des Kindes.1 Der Mindestbetrag beträgt 300 Euro, der Maximalbetrag 1 800 Euro pro Monat. Die Ersatzrate
               hängt von der Höhe des Erwerbseinkommens ab: Bei (Netto-) Erwerbseinkommen zwischen
               1 000 und 1 200 Euro ersetzt das Elterngeld das nach der Geburt wegfallende Einkommen
               zu 67 Prozent. Für Geringverdiener mit einem Einkommen unter 1 000 Euro vor der Geburt
               des Kindes steigt die Ersatzrate schrittweise auf bis zu 100 Prozent. Für Nettoeinkommen
               ab 1 200 Euro und mehr vor der Geburt des Kindes sinkt die Ersatzrate des Elterngeldes
               von 67 auf 65 Prozent.2 
            

            Elterngeld wird nur gewährt, wenn der jeweilige Elternteil nicht mehr als 30 Stunden
               pro Woche erwerbstätig ist. Familien, in denen ein weiteres Kind unter drei Jahren
               beziehungsweise zwei weitere Kinder unter sechs Jahren leben, erhalten zusätzlich
               auch einen Geschwisterbonus in Höhe von zehn Prozent des Elterngeldes. Der Mindestbetrag
               des Geschwisterbonus beläuft sich auf 75 Euro. 
            

            Das Elterngeld wird für zwölf Monate gezahlt. Der Anspruchszeitraum erhöht sich auf
               14 Monate, falls sich der zweite Elternteil mit mindestens zwei Partnermonaten an
               der Elternzeit beteiligt. Bei Alleinerziehenden mit alleinigem Sorgerecht besteht
               ebenfalls die Möglichkeit, Elterngeld über 14 Monate zu beziehen. Zusätzlich besteht
               die Möglichkeit, das Elterngeld für 24 beziehungsweise 28 Monate zu beziehen. In diesem
               Fall halbiert sich der monatliche Transfer. 
            

            Beziehen Familien neben Elterngeld auch noch Leistungen nach SGB II, wird seit 2011
               der Mindestbetrag von 300 Euro des Elterngeldes als Einkommen angerechnet. Dies war
               vor 2011, wie zuvor auch beim Erziehungsgeld, nicht der Fall.
            

            Bis zur Einführung des ElterngeldPlus am 1. Juli 2015 war es für Eltern, die Elterngeld
               bezogen, finanziell nicht sehr attraktiv, in Teilzeit erwerberbstätig zu sein. Nach
               den Regelungen des Elterngeldes bezog ein Elternteil im Fall einer Erwerbstätigkeit
               ein sogenanntes Teilelterngeld. Dieses betrug 67 Prozent der Differenz des Nettoerwerbseinkommens
               vor und nach Geburt des Kindes, mindestens jedoch 300 Euro. Zudem verkürzte sich die
               Dauer des Bezugs von Elterngeld, wenn beide Elternteile zeitgleich Elterngeld beziehungsweise
               Teilelterngeld bezogen.3 Mit der neuen Option des ElterngeldPlus wurde dieser doppelte „Anspruchsverbrauch“
               des Elterngeldes beendet. Eltern, die nach der Geburt des Kindes Teilzeit arbeiten,
               können anstatt der bisherigen Elterngeld-Monate (jetzt Basiselterngeld-Monate genannt)
               nunmehr ElterngeldPlus-Monate beantragen. Für diese Monate wird maximal die Hälfte
               desjenigen Basiselterngeldes gezahlt, das dem jeweiligen Elternteil bei Nichterwerbstätigkeit
               zustände. Dafür wird die Laufzeit verdoppelt. Zudem wurde zusätzlich ein Partnerschaftsbonus
               eingeführt: Wenn beide Elternteile zeitgleich Teilzeit erwerbstätig sind, zwischen
               25 und 30 Wochenstunden, erhalten sie vier zusätzliche ElterngeldPlus-Monate. 
            

            
               
                  1	Die ausführlichen Regelungen sind zu finden auf der Website des Bundesministeriums
                     für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ). Siehe dazu www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/familie/familienleistungen/elterngeld (abgerufen am 15. November 2016).
                  

               

               
                  2	Liegt das zu versteuernde Einkommen im letzten abgeschlossenen Veranlagungszeitraum
                     über 500 000 Euro für Paare beziehungsweise über 250 000 Euro für Alleinerziehende,
                     entfällt der Anspruch auf Elterngeld. Das Elterngeld unterliegt dem Progressionsvorbehalt.
                     
                  

               

               
                  3	Wollten nach den alten Regelungen des Elterngeldes beispielsweise beide Elternteile
                     gleichzeitig in Elternzeit gehen und beide in Teilzeit arbeiten, erhielten sie jeweils
                     nur sieben Monate Teilelterngeld. Somit erhielten sie in Summe nur die Hälfte des
                     Elterngeldes, das sie erhalten hätten, wenn sie sich für ein sogenanntes „Blockmodell“
                     entschieden hätten; das heißt wenn sie nacheinander jeweils sieben Monate in Elternzeit
                     wären ohne nebenbei erwerbstätig zu sein.
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            The parental leave benefit: a key family policy measure, one decade later

            Abstract: On January 1, 2017, the parental leave benefit will be celebrating its tenth anniversary.
               Although its implementation was fervidly debated, it has become a widely accepted
               family policy measure. Its impact on parental labor supply, the division of labor
               between parents, fertility, and indicators that reflect the well-being of parents
               and children have been examined from a variety of perspectives. A global evaluation
               of relevant economic studies shows that on average, when young families receive the
               parental leave benefit as an earnings replacement benefit, their economic stability
               in the first year after childbirth increases. As a result of the parental leave benefit,
               the employment rate of mothers decreased in the first year after childbirth, while
               it increased in the second year. The share of fathers who take parental leave has
               clearly increased, while the effects on the division of labor within the family are
               inconclusive. Some evidence suggests that the parental leave benefit can even have
               an effect on fertility. Little is known about its impact on child development. Overall,
               although the parental leave benefit family policy measure has been successful in many
               areas, its targeted effects could be augmented by additional family policy reforms.
            

            JEL: J12, J13, J16, J18, J21, J22, J24
            

            Keywords: parental leave, parental leave benefit, family policy
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         Interview
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         Sechs Fragen an Katharina Wrohlich

         »Das Elterngeld hat einen finanziellen Schonraum im ersten Jahr nach der Geburt geschaffen«

         Dr. Katharina Wrohlich, Stellvertretende Leiterin der Abteilung Staat am DIW Berlin

         
            	Frau Wrohlich, das Elterngeld feiert Anfang nächsten Jahres sein zehnjähriges Bestehen.
               Inwieweit konnte damit die Finanzlage junger Familien gestärkt werden? Tatsächlich hat das Elterngeld vor allem für Familien mit Kindern im ersten Lebensjahr
                  das Nettoeinkommen deutlich erhöht. Es gab aber auch ein paar Verlierer der Reform.
                  Das betrifft vor allem die Familien, die unter den früheren Regelungen zwei Jahre
                  Erziehungsgeld bekommen hätten. Aber für die allermeisten Familien hat das Elterngeld
                  eine Einkommenserhöhung gebracht.

            	Welche Auswirkungen hatte das Elterngeld auf die Erwerbstätigkeit von Müttern? Im ersten Lebensjahr des Kindes haben Mütter tendenziell die Erwerbsbeteiligung zurückgefahren.
                  Das betrifft insbesondere Mütter mit hohen Einkommen und einer guten Ausbildung. Bei
                  diesen Müttern sehen wir, dass sie im ersten Lebensjahr des Kindes seltener erwerbstätig
                  sind. Das kann man damit erklären, dass sie jetzt das relativ großzügige Elterngeld
                  bekommen, das es vor 2007 für diese Gruppe so nicht gab. Im zweiten Lebensjahr des
                  Kindes ist die Erwerbsbeteiligung aller Mütter gestiegen, insbesondere aber bei Müttern
                  mit eher niedrigen Einkommen. Das wiederum kann man dadurch erklären, dass diese Mütter
                  jetzt nur noch zwölf, beziehungsweise maximal 14 Monate Elterngeld bekommen, während
                  sie vor 2007 mitunter 24 Monate Erziehungsgeld bekommen haben. Diese Wirkung war von
                  der Zielsetzung des Elterngeldes her erwünscht, denn ein Ziel des Elterngeldes war
                  es, die Erwerbsunterbrechungen von Müttern tendenziell zu verkürzen. 

            	War das Elterngeld insgesamt eine gelungene familienpolitische Maßnahme? Im Gesetz ist klar festgelegt, dass für das erste Lebensjahr des Kindes sozusagen
                  ein finanzieller Schonraum geschaffen werden soll. Das ist insofern gelungen, als
                  Familien jetzt im ersten Lebensjahr des Kindes im Durchschnitt deutlich mehr Einkommen
                  zur Verfügung haben. Auch die gewünschte Verkürzung der Erwerbsunterbrechungen, insbesondere
                  bei Müttern mit niedrigerem Einkommen, wurde erreicht. Die gleichstellungspolitischen
                  Zielsetzungen wurden durch die stärkere Beteiligung der Väter teilweise erreicht.
                  Wir sehen, dass sich der Anteil der Väter, die Elterngeld beziehen, deutlich von rund
                  drei Prozent vor 2007 auf mittlerweile über 30 Prozent erhöht hat. Aber die Dauer
                  der Elternzeit von Vätern bleibt im Prinzip konstant bei zwei Monaten. Da sehe ich
                  noch Luft nach oben.

            	Wo sehen Sie noch Verbesserungsbedarf? Das Elterngeld wurde ja mit dem ElterngeldPlus, das am 1. Juli 2015 eingeführt wurde,
                  bereits reformiert. Damit wurde ein Konstruktionsfehler des Elterngeldes behoben,
                  denn vorher war es während des Bezugs von Elterngeld finanziell unattraktiv in Teilzeit
                  zu arbeiten. Weitere Entwicklungsmöglichkeiten für das Elterngeld sind aus meiner
                  Sicht die Partnermonate. Würde man die Quote dieser Partnermonate erhöhen, also statt
                  zwei von 14 auf vielleicht vier von 14, dann würde sich vermutlich auch die Dauer
                  der Elternzeit von Vätern verlängern. 

            	Ist ein Effekt auf die Geburtenrate nachzuweisen? Das ist eine sehr spannende Frage. Leider ist ein kausaler Effekt des Elterngeldes
                  auf die Geburtenrate schwer zu untersuchen und empirisch nachzuweisen. Die Studien,
                  die wir kennen, kommen teilweise zu gemischten Ergebnissen, aber es gibt ein paar
                  Studien, die von einem kleinen positiven Gesamteffekt ausgehen.

            	Welchen Einfluss hat das Elterngeld auf das Familienleben? Ich denke, dass das Elterngeld in zweierlei Hinsicht soziale Normen verändert hat.
                  Zum einen hat sich für Mütter die Norm etabliert, dass zwölf Monate die sozial erwünschte
                  Dauer der Erwerbsunterbrechung ist. Für ein Jahr bekommen sie jetzt eine relativ großzügige
                  Einkommensersatzleistung, und danach steigen sie wieder ins Berufsleben ein. Dazu
                  passt ja auch der Rechtsanspruch auf den Kitaplatz ab dem ersten Geburtstag. Die zweite
                  soziale Norm, die sich über die Jahre mit dem Elterngeld etabliert hat, ist, dass
                  es für viele Väter sozial akzeptiert ist, zwei Monate in Elternzeit zu gehen. Das
                  war früher nicht so.

         

         Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

         [image: Audio Logo]

         Das vollständige Interview zum Anhören finden Sie auf der Website des DIW Berlin.

      

   
      
         Am aktuellen Rand von Claudia Kemfert

         [image: ]

         Ein höherer Ölpreis ist gut für die Energiewende

         Prof. Dr. Claudia Kemfert, Abtilungsleiterin in der Abteilung Energie, Verkehr, Umwelt
            am DIW Berlin
Der Beitrag gibt die Meinung der Autorin wieder.
         

         Die OPEC hat eine gesichtswahrende Entscheidung getroffen, das Ölangebot zu drosseln.
            Wäre auch diese Einigung nicht zustande gekommen, die OPEC wäre dann wirklich Geschichte.
            Die Macht der OPEC-Staaten schwindet kontinuierlich, nicht nur, weil die Marktanteile
            von Nicht-OPEC-Staaten durch Ölproduktionssteigerungen weiter zunehmen. Vor allem
            sind die OPEC-Staaten untereinander stark zerstritten. Kein Förderland will Produktionskürzungen
            hinnehmen. Die OPEC-Staaten waren jedoch zum Handeln gezwungen. Die erdölexportierenden
            Staaten erleiden durch den niedrigen Ölpreis massive wirtschaftliche Einbußen, allen
            voran Venezuela und Russland, aber auch Saudi-Arabien bekommt immer mehr Probleme.
            
         

         Der niedrige Ölpreis ist auch ein Resultat der geopolitischen und wirtschaftlichen
            Krisen in der Welt. Erdöl wird als Waffe eingesetzt, um politische und wirtschaftliche
            Interessen durchzusetzen. Die USA fördern mittels Fracking sehr viel mehr Öl als früher.
            Zwar geht die Produktion aufgrund mangelnder Wirtschaftlichkeit zurück, doch nicht
            in dem Ausmaß, das nötig wäre, um das Überangebot zu senken. So besteht weiterhin
            ein Überangebot an Öl. Die angestrebte Kürzung der Förderquoten würde das Überangebot
            zwar vermindern. Es bleibt jedoch fraglich, ob die uneinigen OPEC-Länder die beschlossene
            Kürzung der Förderquoten tatsächlich auch umsetzen werden. Der Iran will weiterhin
            mehr Öl fördern, auch die Ölförderung des Irak bleibt hoch. Auch Russland ist nicht
            gewillt, seine Ölförderung zu kürzen. Ungewiss ist auch, ob die Kürzung der Förderquoten
            überhaupt ausreichen wird, um den Markt auszugleichen. Dennoch hat allein die Ankündigung
            bewirkt, dass der Ölpreis gestiegen ist.
         

         Für die deutsche Wirtschaft ist eine Ölpreiserhöhung in dieser Größenordnung zunächst
            einmal harmlos. Die deutsche Wirtschaft weist eine hohe Energieeffizienz auf. Ihre
            Energieausgaben steigen zwar tendenziell, jedoch in einer wirtschaftlich vertretbaren
            Größenordnung. Für die Energiewende wäre ein höherer Ölpreis sogar förderlich. Ein
            höherer Ölpreis würde den Umstieg auf nachhaltige Kraftstoffe erleichtern und dafür
            sorgen, dass mehr Energie gespart wird. Ein niedriger Ölpreis verleitet dagegen zur
            Energieverschwendung. Es droht eine Verschiebung von Investitionen ins Energiesparen –
            dies gilt vor allem für den Gebäudebereich – und in mehr Energieeffizienz. In erster
            Linie schadet ein niedriger Ölpreis aber dem Umstieg auf nachhaltige Mobilität, weg
            von Benzin und Diesel und hin zu alternativen Antriebstechniken und –stoffen. Die
            Automobil- und Fahrzeugindustrie ist von zentraler Bedeutung für den Wirtschaftsstandort
            Deutschland. Bei einem niedrigen Ölpreis besteht die Gefahr, dass in diesem zentralen
            Bereich dringend erforderliche Investitionen nicht getätigt werden. Gerade im Verkehrssektor
            und im Bereich der Gebäudeenergie, bei denen Deutschland in Sachen Nachhaltigkeit
            im europäischen Vergleich ohnehin hinterherhinkt, wird viel Öl genutzt und ist deshalb
            der Ölverbrauch von entscheidender Bedeutung. 
         

         Deutschland kann das Erdöl-Oligopol nicht ändern, wir können und sollten uns aber
            konsequent davon unabhängig machen. Die Energiewende muss weiter umgesetzt werden,
            egal wie hoch oder niedrig der Ölpreis ist. Dies bedeutet vor allem, die energetische
            Gebäudesanierung voranzutreiben und auf nachhaltige Mobilität umzusteigen. Die wirtschaftlichen
            Chancen sind riesig. Die Bundesregierung sollte die Gunst der Stunde nutzen und die
            Mobilität verstärkt vom Öl unabhängig machen. Dazu gehören beispielsweise die Einführung
            strenger Emissionsgrenzwerte, die Abschaffung der Diesel-Subventionierung und die
            Förderung alternativer Antriebstechnologien wie Erdgasfahrzeuge oder “Power-to-Liquids”.
         

      

   
      
         Rückblende: Im Wochenbericht vor 40 Jahren 

         Erstmals wieder leichte Zunahme der Beschäftigtenzahl in der verarbeiteten Industrie

         Die verarbeitende Industrie in der Bundesrepublik Deutschland hat im dritten Quartal
            1976 erstmals nach drei Jahren der Schrumpfung per Saldo wieder Arbeitskräfte eingestellt.
            Damit ist der Prozess drastischer Anpassung des Beschäftigtenstandes an die bis zur
            Jahresmitte 1975 rezessive Nachfrage nach Industrieerzeugnissen endlich beendet. […]
         

         Mit einer raschen Ausweitung der Beschäftigtenzahl in der verarbeitenden Industrie
            ist angesichts der fortdauernden Rationalisierungsbemühungen der Unternehmen vorerst
            nicht zu rechnen. Wahrscheinlicher ist, dass bei weiter steigender Nachfrage die Arbeitsleistung
            je Beschäftigten den in der Vergangenheit erreichten durchschnittlichen Zuwachs von
            knapp 4,5 vH noch übertrifft.  
         

         aus dem Wochenbericht Nr. 49 vom 9. Dezember 1976 

      

   
      
         Der Wochenbericht im Abo
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            Der DIW Wochenbericht wirft einen unabhängigen Blick auf die ­Wirtschaftsentwicklung
               in Deutschland und der Welt. Er richtet sich an die Medien sowie an Führungskräfte
               in Politik, Wirtschaft und ­Gesellschaft.
            

            Wenn Sie sich für ein Abonnement interessieren, können Sie zwischen den folgenden
               Optionen wählen:
            

            Standard-Abo: 179,90 Euro im Jahr (inkl. MwSt. und Versand).

               Studenten-Abo: 49,90 Euro.

               Probe-Abo: 14,90 Euro für sechs Hefte.
            

            Bestellungen richten Sie bitte an leserservice@diw.de oder den DIW Berlin Leserservice, Postfach 74, 77649 Offenburg; Tel. (01806) 14 00 50 25,
               
               20 Cent/Anruf aus dem dt. Festnetz, 60 Cent maximal/Anruf aus dem Mobilnetz. Abbestellungen
               von Abonnements spätestens sechs Wochen vor Laufzeitende
            

         

         Newsletter des DIW Berlin
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            Der DIW Newsletter liefert Ihnen wöchentlich auf Ihre Interessen zugeschnittene Informationen
                  zu Forschungsergebnissen, Publikationen, Nachrichten und Veranstaltungen des Instituts:
                  Wählen Sie bei der Anmeldung die Themen und Formate aus, die Sie interessieren. Ihre
                  Auswahl können Sie jederzeit ändern, oder den Newsletter abbestellen. Nutzen Sie hierfür
                  bitte den entsprechenden Link am Ende des Newsletters.

            >> Hier Newsletter des DIW Berlin abonnieren: www.diw.de/newsletter
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